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Sitzung des Ortsbeirates Oggersheim 

Die Mitglieder des Ortsbeirates Oggersheim treten am  

Donnerstag, 10. Dezember 2020, 16 Uhr, 

Rathaus, Stadtratssaal, 

zu einer öffentlichen/nichtöffentlichen Sitzung zusammen. 

T a g e s o r d nu n g: 

Öffentliche Sitzung 

1. Verpflichtung eines neuen Ortsbeiratsmitgliedes 

2. Einwohnerfragestunde 

3. Vorstellung DB Anbindung BASF- Studernheimer Kurve 

4. Vorstellung von Projekten des Bereichs Bauverwaltung/Grünconsulting 

4.1  Planung Spielplatz Franz-von-Sickingen-Straße 

4.2  Außenbereich Kita Adolf-Diesterweg-Straße 

4.3  Außenbereich an der IGS Ernst-Bloch nach der Brandschutzmaßnahme 

5. Bericht Ortsvorsteherin 

6. Antrag der SPD-Ortsbeiratsfraktion 

Gehwegabsenkung im Bereich Fröbelstraße 

7. Antrag der CDU-Ortsbeiratsfraktion 

Parkraumgestaltung im Umfeld der Georgens-Schule 

8. Antrag der B90/ Die GRÜNEN-Ortsbeiratsfraktion 

Einstellung von Planungskosten Stadtteilverbindungsstraße 2. BA (Großparthstraße) in den HH 

2021/2022 

  



 

9. Antrag der SPD-Ortsbeiratsfraktion 

Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h in der Raiffeisenstraße 

10. Antrag der B90/ Die GRÜNEN-Ortsbeiratsfraktion 

Vorstellung des geplanten Parkraumbewirtschaftungskonzeptes für Oggersheim 

11. Antrag der B90/ Die GRÜNEN-Ortsbeiratsfraktion 

Vorstellung Planungsvarianten für den Radweg Maudach-Oggersheim 

12. Anfrage der SPD-Ortsbeiratsfraktion 

Fußweg zwischen Gebäudeteil alter Oggersheimer Bahnhof und privatem Wohngebäude 

13. Anfrage der CDU-Ortsbeiratsfraktion 

Einrichtung von Kurzzeitparkplätzen in der Comeniusstraße vor dem Einkaufszentrum Rossmann/ 

Norma 

14. Anfrage der B90/ Die GRÜNEN- Ortsbeiratsfraktion 

Bebauungsplan Nr 249 b in Oggersheim 

15. Anfrage der SPD-Ortsbeiratsfraktion 

Zeitnaher Überblick zur Corona-Situation an Schulen in Ludwigshafen 

16. Anfrage der CDU-Ortsbeiratsfraktion 

Geschwindigkeit in der Straße  "An der Stadtmauer" 

17. Anfrage der B90/ Die GRÜNEN-Ortsbeiratsfraktion 

Sachstand zum Versetzen eines Laternenmastes in der Mannheimer Straße 

18. Anfrage der CDU-Ortsbeiratsfraktion 

Einheitliche Parkzeiten in der Schillerstraße und Am Speyerer Tor 

In der nichtöffentlichen Sitzung werden Planungsangelegenheiten behandelt. 

Ludwigshafen am Rhein, 04.12.2020 

gez.  

Sylvia Weiler 

Ortsvorsteherin 

Hinweis : Aus Gründen des Gesundheitsschutzes stehen nur begrenzte Kapazitäten für die 

Öffentlichkeit zur Verfügung 

  



Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass bei 

der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten Anlage, 

eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird. 

 

Antrag der Fa. BASF SE vom 20.08.2018 zur wesentlichen Änderung der Rhodamin-Fabrik,  

Vorhaben:  Sicherheitstechnische Nachrüstung R 44. 

 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-Straße 

38, Bau B 218, Anlagen-Nr. 12.11, Gemarkung Ludwigshafen. 

 

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen 

wären. 

 

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA  

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des  

Lärmschutzkonzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die  

Nitrifikation in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im 

Rahmen der Grenzwerte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111  

Fr 32/74. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten  

der Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist 

dies technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen 

Verwertung oder Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen 

Folgen abgegeben. Die Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich 

keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des  

Betriebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen 

Maßnahmen keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher 

hervorgerufen werden. 

 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

 

Ludwigshafen am Rhein, 04.12.2020 

Stadt Ludwigshafen am Rhein 

 

gez. 

Thewalt 

Beigeordneter 

  



Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass bei 

der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten Anlage, 

eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird. 

 

Antrag der Fa. BASF SE vom 16.08.2019 zur wesentlichen Änderung der Formaldehyd-Fabrik,  

Vorhaben:  Erneuerung der Abgasleitung zum Kraftwerk Nord und sicherheitstechnische Nachrüstung. 

 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-Straße 

38, Bauten T 408, T 416, Anlagen-Nr. 04.05, Gemarkung Oppau, Flurst.Nr.: 4003/36. 

 

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen 

wären. 

 

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA  

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des  

Lärmschutzkonzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die  

Nitrifikation in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im 

Rahmen der Grenzwerte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 

32/74. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten  

der Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist 

dies technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen 

Verwertung oder Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen 

Folgen abgegeben. Die Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich 

keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des  

Betriebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen 

Maßnahmen keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher 

hervorgerufen werden. 

 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

 

Ludwigshafen am Rhein, 04.12.2020 

Stadt Ludwigshafen am Rhein 

 

gez. 

Thewalt 

Beigeordneter 

  



Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass bei 

der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten Anlage, 

eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird. 

 

Antrag der Fa. BASF SE vom 02.09.2019 zur wesentlichen Änderung der Propylenoxid-Fabrik,  

Vorhaben: Import von Propylenoxid. 

 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-Straße 

38, Bauten E 301, F 310, Anlagen-Nr. 05.01, Gemarkung Ludwigshafen. 

 

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen 

wären. 

 

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA  

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

 

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des  

Lärmschutzkonzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die  

Nitrifikation in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im 

Rahmen der Grenzwerte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 

32/74. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

 

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten  

der Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist 

dies technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen 

Verwertung oder Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen 

Folgen abgegeben. Die Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich 

keine Änderungen. 

  

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des  

Betriebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen 

Maßnahmen keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher 

hervorgerufen werden. 

 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

 

Ludwigshafen am Rhein, 04.12.2020 

Stadt Ludwigshafen am Rhein 

 

gez. 

Thewalt 

Beigeordneter 

 


